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ebedeutendeLohnerhöhungenim Baugewerbe .- Um70 %desgesamten
Stundenlohnes .Wiewir erfahren hat vorgesternunter Mitwirkungeines
Vertreters des Bundesmindsteriumsfür soziale VerwaltungeineVersamm
lung von Bauarbeitgebern und Bauarbeitnehmern in Wienstattgefunden ,
zumZwackederFestsetzungeinesMinimallohnes,welcherderhorrenden
TeuerungRechnungtragen ,die Arbeiterin Standsetzensoll ,denver-¬
schärftenKampfumdie Existenzzu bestehen .AufGrundderBerechnung

des Bundesministeriums wurde eine Einigung getroffen ,auf 70 %Erhö - ¬
hungdesbisherigenMinimalstundenlohnes .DieneuenLöhnewerdendem-¬
nachvom . Dezember. J .angefangenbetragen :Für denMaurerK255. - ,
fürdenSpezialmaurerK269. - ,fürdenZimmererK264. - ,fürdenGe-¬
rüsterK240 . - ,für denHilfsarbeiterüber22JahreK226 . - ,fürden
Hilfsarbeiterunter22Jahren185K ,fürdieFrauenK168. —. Alledie
hier genanntenBeträgesindMindestlöhnefür die Stundeundgelten
bisJahresende.

DerDankderStadtWienanPräsidentenDrKloß .DerStadtsenathatin
seiner letzten SitzungbeschlossendemLeiter des staatlichenKohlen¬
amtesimBundesministeriumfür HandelundGewerbe ,Industrie undBau-¬
ten Präsidenten Dr .Rudolf Kloß für die hingebungsvolle underfolgrei - ¬
cheMühewaltungumdie KohlenversorgungWiensdenvollstenDankund
die AnerkennungderStadtWienzumAusdruckzubringen.

AnszeichnungderWienerStadtphysici .Wiewirerfshren ,wurdedem
Stadtphysikus Dr .Anton Pichler und dem Stadtphysikus Dr .Eduard

Friedlder Titel einesObermedicinalratesverliehen .
.

WIENERGEMEINDERATALSLANDTAG.
Sitzungvom . Dezember1921.

PräsidentDr .DannebergaröffnetdieSitzung.
: StR Breitner ( Soz . Dem. )referiert über die VerlängerungdesGe- ¬

setzes vomApril1920betreffenddie EinhebungeinerGemeindeabgabe
vongewerbsmässigerVermietungvonWohnräumenin Wien ,dasmitEnde
diesesJahresbefristet ist .Prüfungenhabengezeigt ,daßtrotzdes
verhältnismässighohenAbgabesstzesdas Gesetzsich eingelebt undbe¬
währt hat .Die Fremdenzimmerabgabe hat es ermöglicht ,von anderen Ar - ¬

ten von Fremdensteuern abzusehen und es werden durch dieses Gesetz
die Fremdenauf eine Art zur Steuerleistung herangezogen ,wie sie an - ¬

dereGesetzenichtermöglichten .DasGesetzermöglicht,dieFremden
nachdemwirklichenAufwand ,densie treiben ,zu beyteuern .Daesder
GemeindemitRücksichtauf ihre finanzielleLagenicht möglichist ,
des Gesetzes zu entbehren ,ersucht der Referent ,das Gesetz zuver - ¬

längerne
DerReferentenantragwirdinersterundzweiterLesungzumBe-¬

schlusserhoben.
StR .BreitnerberichtetüberdieGesetzes-vorlagebetreffenddie

Einhebungeiner GemeindesbgabevomöffentlichenAnkündigungeninWien
dieeine30ZigeAbgabevorsieht .DieErhöhungderAbgabevon20auf
30%würdenicht vorgenommenwerden ,wennangenommenwerdenkönnte,
deßdurchsie einErwerbszweigerschlagenwerdenkönnte ,umsoweni¬
ger ,als die Gemeinde auf dem Gebiete des Ankündigungswesens Fußzu

fassensucht .Dortwodie Abgabein Kronenbeträgenfestgesetztwar,

solleineSteigerungeintreten,diederGeldentwertungentspricht.
EssollenauchAnzeigen,diedurchAnstrichvonMäuernbewerkstelligt
werden ,besteuertwerden ,da sie ja auchin die KategoriederPlakat-¬
steuergehören.DerbisherigeErtragderPlakatabgabeist mitfund

15MillionenKronenzubeziffernundist durchdieErhö,
hungdes Betrageseine Vermehrungder Einnahmenzu erwarten ,diesich
auchdurchdieSteigerungdesWarenverkehrsergebenwird.

DieGesetzesvorlagewirdin ersterundzweiterLesungzumBe-¬
schlusserhoben .
St . R .Breitner ( Soz . Dem. )berichtet über ein Gesetz betreffend die
EinhebungvonLandeszuschlägenzudendirektenSteuernimGebiete
derStadtWienauchnachdem1 .Jänner1922.

Das Gesttz wird ohne Debatte in erster und zweiter Lesung

beschlossen .
St . R.BreitnerberichtetübereinGesetzbetreffenddieEin-¬

hebungeinerGemeindeabgabevonAnzeigenallerArtinZeitungen
und sonstigen in Wien erscheinenden Blättern ,Schriften oderDruck¬
werken ( Anzeigenabgabe ) undsagt ,es handle sich nicht umeine
neue Wiener Erfindung ,da solche Abgaben bereits in einer Reihe

vonauswärtigenStaaten ,in der Tschechoslovakei ,Italien und
Deutschland ,in Vorbereitungstehen .Dortallerdingsentsprechend
denbesserenwirtschaftlichenVerhältnissenmit geringerenA' abe¬
sätzen .Wir sind bei allen Steuern genötigt ,hoch zu greifen ,wenn

auchnichtverkanntwerdensoll ,daseinesolcheHäufunglokaler
Abgabenfür Wiennicht ohneGefahrist .Wirmüssendamitrechnen ,
das dadurchdie Konkurrenzfähigkeitdes WienerGewerbesgegenüber
demAuslandeeineSchwächungerfährt .DieseUmständesindes ,die
unsZurückhaltungauferlegeninsbesonderebeieinemGesetzedas
diegraphischeIndustriebetrifft .DieserGeschäftszweighatte
keinerleiKriegskonjunktur,er stehtimGegenteileseit1914unter
einemschwerenDrucke .DasgraphischeGewerbehat auchleider
einen grosen Stand an Brwerbslosenzu verzeichnen .Das ist die

Begründung ,das wir imVerhältnissezur Plakatabgabemiteinem
niedrigerenAbgabensatzekommen.UnterworfensollendieAnzeigen
in allen ihrenFormenwerden ,gleichgültigobes sich umDruck¬
werke in Form von Zeitungen handelt oder in Form vonBüchern

oderumAnzeigen,dieetwaaufeinenTheaterzettelangebracht
sind .EinegewisseSchwierigkeitwares ,die LagederFachpresse
zuberücksichtigen.Wirhabenunsbemüht,imLaufederVerhandlunge
geneinenrichtigenAbgrenzungsbegriffzufinden .Esistgelungen
eineReihevonVerbesserungenvorzunehmenundUnklarheiten ,die
imEntwurfenthalten waren ,zu beseitigen .Auchden Bedenkenwe¬
genderFachpressewurdedurchEinschaltungdes§8Rechnungge-¬
tragen ,denn wir können es nicht wünschen ,das dieHerstellung

der Fachpressenachauswärtsverlegtwerde .Sonstist nureine
Ausnahmegetroffen ,bezüglichderStellungsgesuche ,diesschien
einesozialeNotwendigkeitzusein .Wirhabenversuchtunsein
BildüberdieErträgnismöglichkeitzumachenundkönnenunter
Zugrundelegungder heutigen Verhältnisse mit ziemlicher Sicher - ¬
heit auf den Ertrag von 150 Millionen Kronen rechnen .Davonent¬
fallenmehralszweiDrittelaufdieTagespresseunddavonwieder
der weitaus gröste Teil auf die führenden Inseratenblätter „ Neue

FreiePresse "und„NeuesWienerTagblatt".



cDrKienböek(chr. scz. )erklaft ,dasdasIneerstenwesenan
undfie sichgewisseinganzgeeigneteeSteuerobjentsei nurmüsse würde .Man war daher enttäuscht ,als man eine Enquette verlangte .

der rein städtischeCharskterdieserSteuerfür Wienalleingewisse dieDieseundaucheine zweitewurdeeinberufenund

Bedenkenerregen ,umsomehrals dieAbgabenichtnur
ahdastypischeSteusrobjektumfaßst,diereineGeschäftsanzeige
und alle Arten von ausgesprochenenReklamen ,sondern auchAnkündi -

Verordnunghatte mittlerweile ihre Wirksamkeitverloren .DerHaupt .
ausschußbefasstesichmitdemEntwurfderRegierungundNational¬
eat Elderschstellte den Antrag ,daß in diesen Entwurfalle jene -

gungenvonohnehinbestehendenGeschäftsverbindungen,diesichdurch
dieWiederholungeinenbeschränktenInteressentenkreiseinErinnerun

Bestimmungenaufgenommenwerdensollen ,diedieGhristlichsozialen
in ihremAntrageals für das Gesetzgeeignetanstreben .Gegendie -

bringenwollen .Dasgilt besondersfürApkündigüggenin derFachpres ChristlichsozialenMitgliedersenAntraghabensichdie
ier ist es nicht ausgeschlossen ,daß angesichts derTatsache ,3e .H Hauptausschussesgewehrt ,indemsie sagten ,daßdes

als die Steuer nur für das Land Wien gilt ,diese Blätter ihren Sitz dieseinAntragvoneinigenHerrenabernichtvonderParteisei .
auGerhalb Wiens verlegen ,die Druckerei wechseln oder ganzeingehen . Beider Abstimmungüberdie Kündigungsfristenmußtensichzwei
Deshalh haben die Christlichsozialen im Ausschusse den § 8durchge¬

setzt ,welcherder FachpressebestimmteErleichterungeneinräumt. Christlichsotiale zufällig entfernen undso konntedieVerordnung

Es sei nur zu wünschen ,das vom§ 8 ein ausreichenderGebrauchs
gegen die Stimmender Christlichsozialen angenommenwerden .Alsdas

machtwerde ,damit das praktische Gewerbevor Schadenverschont
bleibt .

DerReferenterwidert ,daßdiesemWunschegewiss/möglichster

GesetzimNationalratzur Verhandlungkam ,stellte NationalratPick
wisdereinenAntregimSinnedesChristlichsozialen.Auchdieser
Antragwurdegegendie Stimmender Sozialdemokratenmit denender

WeiseRechnunggetragenundvondererwähntenBegünstigungderdenk- ChristlichsozialenundDeutschnationalenabgelehnt.ZweiMonate
gemachtwerde .bor weitesteGebrauub nachBeginndesGesetzeswurdein demerwähntenFlugblattver -
sodannin beidenLesungenangenommen.DasGeset win2 breitet ,daßdie Christliehsozialensovielbeantragthabenunddie

GR .Hengalberichtet über das AnsuchendesLandesgerichtes SozialdemokratenumsovielwenigerunddaßdieNationalrätePick,
für StrafsachenwegenAuslieferungdesGemeinderatesUntermüller AllineundBaumgärtel,VerräterandenAngestelltensind .Diese
in der über Antrag der Nationalräte Pick ,Allina undBaumgärtel Demagogieaufzuweisenwarnotwendig.
wegenVergehensgegendieSicherheitdesEhreeinzuleitendenVor- . R.Bummelhardt(Chr. .):GehörtdaszurAuslieferung!
untersuchungundbeantragt demBeschlußdesImunitätskollegiumsauf

RufebeidenSozialdemokraten :Ja !Wennes Ihnenauchnicht
Ablehnungdes Ansuchensstattzugeben . paßt !

- R.Bermann(Soz. Dem)sagt ,daßer demBerichtedesImunität GR .Bermann :Wirhabendie Absicht ,im Sinne desReferenten -
kollegiumseinigeshinzufügenmüsse ,weiles notwendigsei ,ein antrageszustimmen,weilichdiePersondesGemeinderatesUnter-
StückParteidemagogiefestzustellenunddasVorbringenbewußter müllerfürvielzukleinhalte ,alsihmdieMärtyrerkronezugeben.

schungenzu kennzeichnen .DesKlagelege ein Flugblattzugrunde,
Aber die Demagogiemußte einmal aufgedeckt werden ,einerlei obhier

dasbei einer Versammlungder PrivatangestelltenimRathausevor oderimGerichtssaal .( LebhafteZustimmungbei denSozialdemokraten
GR. Kunschak(chr. soz. )bemerkt:HerrBeermannhabeeinenein¬denFensternherabgeworfenwurde .GezeichnetwardasFlugblattvom stimmiggefasstenBeschlussdesImmunitätsausschussesdazubenützt.VerbandederchristlichenHandelsangestellten,derenObmann. R. umgegeneinMitglieddesLandtages,dessenAuslieferungessid

Untermüllerist .IndemFlugblattwurdenachzuweisenversucht,daß erdiepolitischeundagitatorf
dasVorgehenderNationalrätePick ,AllinaundBaumgärtel,diean handelt,einePolemikzuführen,üb

EinsolchesVorgehenwidersprecheleitendenStellen der freien Angestelltenverbändestehen ,esbe¬ scheTätigkeitdiesesMitgliedes
n und müsse als geschmacklosbe¬

wirkt habe ,daß die Angestellten in demSchutzgesetze nichtjene parlamentarischemBraue!dem
acheselbstbehaupteHerrBeermann,das

Vorteileerreichthaben ,ais sie sie erreichthätten ,wenndie zeichnetwerden .In derS
ewissermassenLizitationsanträgeeinge

Genanntennicht ihr Vorgehengeübthätten .Alsam1 .Juli 1910das
die Christlichsozialeng
brachtunddieselbendannimNationalrateabgelehntwordensind .

Angestelltengesetzin Kraft getreten war ,zeigte sich baldseine Demgegenüberist auf die Tatsachezu verweisen ,dasunmittelbar
Unzulänglichkeit .Mantrat an die Regierungheran ,wegeneiner vordemAuseinandergehenderaltenNationalversammlungderAbge-
Aenderungden Gesetzesunddie Regierunghat aucheineVerordnung ntrageinbrachte ,derwesentlichandereBe-
erlassen ,daßdie Heimkehrerin die Betriebeaufgenemmenwerden

ordnete Pickeinen
derursprünglichimAusschussangenommenealdingungenenthältmüssenmitentsprechendhöherenLohnsätzenoderdaßsieeine onalratgefassteBeschlusgegtüberdenAn-

Abfertügungbekommenmüssen .Hierauferfolgte eine Verordnungwegen Antrag .DervomNati önnealsovoneinerSchädigungderHandels¬
des Verbotesder Kündigung .Die gennantenNationalräte habendann trag Pickhinaus .Esk

angestelltennichtdieRedesein .AllerdingshabendieChristlich
einenAntragvorgelegt ,der eine AenderungderVer¬ sozialengegeneinenAntragdesAbgeordnetenFischergestimmt,

ordnungsbestimmungenbeinhaltete .NationalratPicklegtealsRefe- abernurausdemGrunde,weilvonderoffiziellenGehilfenvertre-rent demBericht demAusschussevor undverlangte ,daß dieAngele¬ orlag ,der imAuschussezumBeschlusse
genheitin dieNstionalversammlungkomme.DieChristlichsozialen

tungeinAntrag
2Möglichkeitbestandenhabe,denAntragFi¬

mit denDeutschnationalenstellten denAntrag ,dieAngelegenheit führteundweilkeine
scherdurchzubringen.Tatsacheseialso ,dassdermitdenchrist¬

einer Enquettevorzulegen .DieganzeAngelegenheitsollte abervor lichsozialenStimmenZustandegekommeneBeschlussdesNationalra¬
AblaufderWirksamkeitderNationalversammlungerledigtwerden- ntlichstenPunktenüberdenAntragPickhinausgeht.tesindenweserDieswernichtmöglich .ImneuenHausehabendieChristlichsozialen GR. Beermann( Soz . Dem. )erwidert ,das der Antrag ,vomdem
denAntragPickaufgegriffenunddenGesetzentwurfin denAusschuß . Kunschakbehauptet,daßerderschlechteresei ,denAusschuss
gebrecht .Man sollte nun glauben ,daß ,da zwei vond en größten Par - vorSchlussderkonstituierendenNationalversammlungbeschäftigt
teieni gestellteAnträgevorliegen ,keineSchwierigkeitentstenen habe.DerAntrag,derdemAusschussedannzurBeratungalsGrundlage



gegebenwurde,gehtweitdarüberhinaus,wasvorderkonstituieren¬
denNationalversammlungbeantragtwurde .ManhabesichdemAntrag
der Christlichsozialenangepasstundgesagt ,dieSozialdemokraten
werden für jene Punkte des Abgeordneten Fischer stimmen ,die besser

sind ,als die bezüglichenBostimmungendes vorliegendenAntrages
Dassdieß Sachekeine Komödiewarundnur vondenChristlichsozialen
so aufgefasst wurde ,beweist ihr Verhalten im Hauptausschuss .Da¬

mals ist der Antrag von den Sozia okraten angenommenworden
und kam in die Verordnungd Wennsich in der Nationalversammlung zu - ¬

fällig zehn Christlichsoziale absentiert hätten ,wärenihreAnträ¬
gedurchgegangen.

DerReferentGR .Henglsagt in seinemSchlussworte :Bisjetzf
ist esin parlamentarischenKreisennichtüblichgewesen,gelegent¬
lich einer Auslieferungsdebattederartige Dingevorzubringen .

diesenPräsidentDr .Danneberg:SoweitinSchlussbemerkungen
eineKritikdesVorsitzendenenthaltenseinsollte ,musichsie
zurückweisen,denndieseist allerdingsnachparlamenterischenSit
ten ganzunzulässig .

GR. Rummelhardt( chr. soz. ) :BöseBeispieleverderbenebengute
Sitten .(StürmischeZwischenrufeaufbeidenSeitendesHauses).

PräsidentDr. Danneberg:IchhabeausfolgendenGründen
AbgeordnetenBeermannin seinen ersten Ausführungennieht unterer- ¬
chen. GegenstanddesVerfahrenswareinFlugblattdesGRUntermüllr
undAbgeordneterBeermannhat sichmitderGeschichtediesesFlug
blattesbeschäftigt ,wennauchin Ausführungen,dieeinigermassen
weitschweifiggewesensind .Ich habeaber in durchausLoyalerW
se auch GR . Kunschak das Wort zu einer Erwiderung erteilt ,die sich

vom Gegenstande noch weiter entfernt hat .Es kann also denVersit
zendenin garkeinerWeisegesagtwerden ,dasser dieGeschäf
nungnicht gehandhabthat ,wie sie handhabenwar

Beider AbstimmungwirddeAntregdesReferentenauf
NichtauslieferungdesAbgeordnetenUntermüllereinstimmigangenem-¬

mene DieLandtagssitzungwirdsedanngeschlossen



IOIDERAT
Sitzungvom2 .Dember1921.

BürgermeisterRaumanneröffaet dieSitzung .
Gespandethaben :JosefWeig ,Wien , . ,zumenkaufvonLebens-¬

elundBrennmateriadfürdieArmenWiens200.000
LeoOesterreicherin Smyrnadurchdie NeueFreiePresse ,fürdie

hungerndenWienerKindereineSammlungvon23 . 000K
Fürdie ArmenWiens :JakobBraun ,Ameisgasse5000K ;Alexander

GoldsteinKaiserstrasse500KundHermannHauser ,Siehensterngssse
1000k .

DasNeueWienerTagblattfürdiearmenKinderWiensdieSpende
einesUnbekanntenvon1900. unddieSpen'desGustavBlau,Reichen¬
berg von 300K

MagdaleneTullingerfürdieArmendes . BezixkeseinLegatvon
00K.

CR.Breitner( Soz .Dem)berichtetüberdieBeteiligungderGe-¬
meindeWienanderKapitalevermehrungder„Hofherr-Schrantz-¬
ClrytonShuttleworth,LandwirtschaflichenMaschinenfabrik. . "

MaSe igeBeteiligungderGemeindeWienenindu¬
triellen UtremgmnicgandeineErörterung nichthervorgerufen
at ,war es wld nsm ,nyeil durch die Art der betreffenden Unter

nehmungeneingenzbeshtesgeresInteressezwischenGemeinde
ndAktiengesellschmitsichtbarwarHeutehandeltes sich umeine

vorsteili ,daßdieserGrundsatzvorsechzigJahrenzurGeltungge-¬
kommenwäreundwenndie GemeindeMitbesitzerinArallendiesen
industriellenundgewerblichenAnlagen /würdenwires nichtnotwen-¬
dighaben ,dieStewurschraube/in Bewegungzusetzen .DasSoziali-¬
sierungsgesetzhat in einerbescheidenenWeisedieMöglichkeitge-¬
botenhier eine Korrektureintreten zu lassen .Dashatseinerzeit
der Bund getan bef Anforderung der Aktien der Alpinen Montangesell - ¬

schaft .DasLandSteiermarkhat solomeAwforderungenbezüglichder
Graz-Köflachervollzogen.Beide ,umsichderselbenwiederzuent-¬
äußern ,nichtzumNutzendesStaatesunddesLandes.

Wennimmerwiederhervorgehebenwird ,zu welchenKursenwir
dieseDingeerwerbenundwiesichdieserzudentatsächlichen
Werteverhällt ,möchteichsagen ,eshandeltsichumnichts
anderesalsdenErwerbeinesAnteilesaneinemproduktivenGroß-¬
unternehmenzumZweckedes dauerndenBesitzes keineswegsumeinen

Börser sewinnzuerzielen .DawirbeidiesenErwerbungenvon/
der KapitalsvermehrungZufälligkeitmn/Abhängigsind ,müssenwir auchin bunterFolge

vondieserMöglichkeitGebrauchmachen,ohnedaßeingeordneter
fscheint .Ea würdeuns sicher lieber sein ,An- ¬

teilvonGerilschaftenzuerwerben,beideneninnigereVerbingun
gen mit den Interessen der Gemeindevorhandensind, ,wie . Be

Es ist diedie Brotfabriken
Frageaufgeworfenworden,wiesichdieseErwerbungenvereinbaren

eteiligungender Hofherr-SchrentzGesellschaftunddasindengere
BezichungenzwischendiesergroßenGesellschaftfürlandwirtschaft

cheMeschinenunddeunmittelbarenInteressenkreisederStadt
ennichtgen .DeshstzuErörterungenüberdieGründeundZiele

dieser Beteiligung geführt Ich will michdarüber ganz offenaus - ¬
peschen.WirvertretendieAnschauung,daßdiegrodenGebietskörper-¬

ften Bund ,LandundGemeindenicht bled Steuerneinzuhebenhaben
sondern daß es Zwackund Ziel ist ,einen Grosteil derwirtschaftliche

denselbenzu konzentrierenIn Bezugauf GrundundBoden
s Aktengeschlossen .Manhält es für ein iegitimes Zielder

ndeHerrinüberGrundundBoden ,vielleichteuchüberden
Heusbesitz auf ihrem Gebiete zu werden .Wirwürdenes unsallerdings
für richtiger vorstellen ,wennder Anteil anIndustrieunternehmungen
nichterst in FormirgendeinerArtdesKaufasundZahlungvollzogen
würde ,sondernwennwirklichdie Gemeinde,dasLandoderauchder
BunddasRechthättenTeileeinessolchenBesitzesfürsichohne

Bezahlung anzufordern ,weil solche Unternehmungenüberhauptnur
bestshenkönnendurchdie Leistungen ,welchedieseGebietskörper-¬
schaftenvollbringen.WennSiesolcheGesellschaftenbetrachten,
sehen Sie ,daß ein Großteil der Lasten ,besonders dieVersorgung
der arbeitsunfähigen Arbeiter und Angestellten ,den Gemeindenzu¬

fällt .Esist alsodurchausberechtigt ,dat die Gemeindeinirgend
einer Artunmittelberals MitbesitzerinAnteilninmtWennmansich

gegenwärtigmitDefi¬mitder Tatsache ,daßdieGemeinde
zite ukämpfenWewißkann ich nicht aussprechen ,wie
langeundin welchemUmfangees möglichsein wird ,vondemSozis-¬

lisierungsparsgrarnenraushzu machen ,Abergegenwärtigliegen
die Dingsso ,das wir urch nicht beeinträchtigt werden .Wir
habenunsereBeteiligungweitunterdemRahmengestecktdenunsdes Gesellschaftekapitales

rezent /as Gesetzgewährt .Wirhegnügenuns mit siebenbis
i wirWertdersuflegenunsaneinermöglichstgrodenAnzehl

solcherBetriebezu beteiligen .Esist eine irrige Auffassungzu
i

gen das die Gemeindedie heute sicher nicht in der Lageis
die Straßenso zupflegen ,wiesie es wünschtdurchsolcheEr¬

vorhandener
werbungenderanverhinderrd .DieAktiensind ja Besitzundes
könn die Frage aufge rfen werdenob die Zinsen ,diewir
zuzehlenakhabenhöhersindalsdieDividenden.Wirsindder
MeinungmitdieserErwerbungdenInteressenderGemeindezudienen
gerade in der jetzigen Zeit ,woeine so große fremdungvon
Unternehmungeneintritt undes docheine Beruhigungbietet ,wenn
eingewisserTeilinfesten,unveräusserlichenBesitzederGemeinde
Wienist undbleibt .Ich bitte daherumAnnahmedes vorliegendenAn-
trages .

ShrsDz ,Jemerne, daßseineFartei bisherBe¬
teiligungender GemeindeWienan Industrieunternehmungenzugestimmt
habe ,weil sie ihr als gerechtfertigt erschienensind .In derletz
ten Zeit sei aber in diesenBeteiligungeneine ger sieSystemlosig-
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Absichtzeigt,allmählichMiteigentümerjenergroßenindustriellen
gewerblichenundkommerziellenBetriebezuwerden,vondenenim
honenMaßedieGeltungWiensabhängeunddiewiederihrerseits
chnediegewaltigenAufwendungenderGemeindefürFürsorgezwecke,undeine
Straßenerhaltung /geordneteVerwaltungüberhauptnichtbestehen
undnichtprosperierenkönnte .DieArbeiterzeitungwarkürzlich
in derLageeinGeheimzirkularderIndustriezuveröffentlichen,s zumschärfstenWiederstandgegenjedeArtvonSozialisierung,
insbesondereinFormderAnwendungdesSozialisierungsgesetzes

Auffordert.EshabedenAnschein,als obdieseplötzlicheund
starkeOppositionaufEinwirkungenvondieserSeitezurückzuführen

ei .Demgegenübermüssefestgestelltwerden,dassdiesozialdemo-¬
kratischeParteiesalsdieschärfsteKampfansagebestrachtenwerde
wennmanesetwaunternehmenwolle,dieohnehinsobescheidenenunddürftigenMöglichkeitendes§37desSozialisierungsgesetzes
zusabotieren.DenUnternehmungenselbstkönneesganzgleichgültig
sein,obdieGemeindeodereinandererAktionårdiefüralle

ja doch ganzgleichmessigeEinzahlungleiste.
BerbhrtwerdenausschliesslichdieInteressenderfinanzierenden

titute .UndwennHerrGR.EimmerldieFrageaufgeworfenLabe,ob
esichderVerwaltendenMehrheitetwanurdarumhandle,fetteVer-¬
altungsratstellensichzuschaffen, s0müssezu¬

nächstfestgestelltwerden,dassdieGemeindeesbishergersdezu
abgelehnthabe,auchnurineinzigedieserVerwaltungeneinzutreten,
wasimFinanzausschuss,demGemeinderatZimmerlangehöre,ganzaus-¬

dtücklichundwiederholtmitgeteiltwordensei .WennderGemeinde
atsichvondenArgumentenderOppositionüberzeugenlasse ,so

werdedieWirkunggarkeineanderesein ,dalsdassdiese
37500Hofherr-AktienstattderGemeindedenpatronisieren-¬

denGrossbankenunddenvonihnengeführtenSyndikatezufallen.
DadieAktien,fürdieseitinsderGemeindeebenaufGrunddes
SozialisierungsgesetzesnurderEmissionskursvon. 300Kronenzu
bezahlenist ,gegenwärtigvonderBörsemit10. 300Kronenbewähr-¬
tetwerden,sobedeutetdieAblehnungdesAntrageseinGeschenk
vonmehrals300MillionenKronenandieBanken.Werdafürsei,
mögegegendenAntragdesReferentenstimmen.

BeiderAbstimmungwirdderAntragdesReferentenmirgenen -GefährenKostenbetragevon9,200. 000K.
migt.GR.Dr .Kienböck(Christl.Soz.)verwahrtsichineiner

alsobdieChristlichsozialenderVorlageOppositionmachten,umAntrag,dieStrasenbahnhaltestellebeiHetzendorf-SchloszuHetzen-¬dieInteressenderIndustriellenzuvertreten.IhreOppositiondorferstrase83(EckeJägerhausstraße)zuverlegen.werdedurchreinsachlicheGründegeleitet.
DerReferentenantragwirdsodannangenommen.
Vize-BGM.EmmerlingberichtetüberdenAnkaufvonzwei

RechenmaschinenfürdiestädtischenElektrizitätswerkeimBe-¬
tragevon1,181. 025KbeiUebergabevonzweiStückveralteten
RechanmaschinenundzweiStückgebrauchterSchreibmaschinnn ,um
zusammen500. 000KinGegenrechnung.ZuzüglichFrachtundZollbeträgtdieGesamtaufzahlung1,031. 412K.

derEinkassierung.WenneineParteivomInkassantennichtanget
troffenwerde,verlangedieser,wennereinzweitesmalzurEin-¬
kassierungersdheint,60KEinhebegeßührundwennerauchdas
zweitemalniemandenzuhausetrifft ,werdederStromausgeschaltet.Referentenselbstwirdangenommen.
RednerfragtauchmwarumdieEinkassierungnichtmitPosterlag-¬scheinvorgenommenwerde.

- B.EmmerlingsagtinseinemSchlusworte,dasdie
rdebezüglichder60KEingebegebühraufeinemIrrtumbe¬

uhenmüsse.EswürdenübrigensVorkehrungengetroffen,umdie
Einkassierungklaglosdurchzuführen.

DerReferentenantragwirdsodanngenenmigt.
DerBürgermeistererklärtdiePosten1und6 ,dakeine

ortmeldungvorliegt,fürangenommen.
BäHossübernimmtdenVorsitz.

GR. Hiess(Soz. Dem. )berichtetüberdieKostenfürdieAdep-¬
tierungenimstädtischenGebäude. Bezirk ,Grabnergasse-Marchetti¬
gasseanlässlichderVerlegungderMagistratsabteilungBetriebs-
wasserverworgungdorthinmit . 7MillionenKronen

GRPaulitschke(chr.soz. )kritisiertdieVerlegungderMa¬
gistratsabteilungen,diesichin derletztenZeitsehroftwiede.
holen,undführtdieseVerlegungenaufdieVerwaltungsreformzurück,
ErbesprichtweiterdielokalenVerhältnisseindemGebäudeinder
Marchettigasse,dieer als Amtsräumefürnichtgeeignetfindet ,d
dortkeineMöglichkeitbestehe,dieRäumezuheizen.ZumTeilsei
dasHausvonderTextilschulenochgarnichtgesäumt,dieMagistra.
abteilungfürWesserversorgungamtierezumTeilschonindiesem
Hause,obwohlderGemeinderstheuteerstdavoninKenntnisgesetztwird ,RednerbeantragtdieVorlagezurückzuverweisen.Weiterbean¬
tragtRedner,dassderHofimHauseMarchettigassealsLagerplatzvor

verwendetundderPlatz ,der/demHauseinderGrabnergasseist ,derbenachbartenRealschuleals Sport -undTurnplatzüberlassenwerde.
DerRückverweisungsantragwirdabgelehnt.
DerReferentwiderlegt,dassdurchdieVerwaltungsreformdi

Magistratsabteilungenvermehrtwordenseien ,daja nurdieZiffarn
derMagistratsabteilungenGeändertwurden.WasdieTextilschuls-¬
anlangt,soseidiesnichtSachederGemeinde,sondernderBundhabesichverpflichtetauszuziehen.

BeiderAbstimmungwirdderReferentenantragangenommen,
dieAnträgedesGR.PaulitschkedergeschäftsordnungsmässigenBehandlungzugewiesen.

GR.Iser(Soz.Dem.)berichtetüterdieErweiterungder
LeichenhallenundderBelagflächendesSüdwestfniedhofesmitdemun¬

GR.JosefMüller(Christ.Soz.)wünschtdieErrichtungvon
WartehäusdhenundeinesWasserauslaufesbeimFriedhofseingange,wei-¬

tamsächlichenBerichtigunggegendenausgesprochenenVerdacht,tersdieBeleuchtungderJägerhausstraßeundstelltschlieslichden

DieserAntragwirddergeschäftsordnungsmässigenBehand¬lungzugewiesen,derReferentenantraggenehmigt.
GRSchneider(Soz.Dem. )beantragtfürdieWiederinstand¬

setzungdesabgebranntenStallgebäudesimSchlachthofeSt .Marx
einenKreditvon . 7MillionenKronenzugenehmigen .

GR.Huber(chr. soz. )bemängeltdenbaulichenZustandder
StallungeninSt. MarxundstelltdenAntrag,dieStallungenim

GR.Doppler( Christl. Soz. )sagt ,erhabegegendievor -Schlachthsusezuvermehrenunddieheutebestehendeningebrauchs-¬
lageselbstkeineEinwendungzuerheben,bemängeltaberdieArtfähigenZustandzubringen.DieRinderstallungensindsoraschals

möglichihremursprünglichenZweckezuzuführen.
NachdemderReferentdiesenAnträgenzugestimmt,werdensie

dergeschäftsordnungsmssigenHehandlungzugeführt.DerAntragdes
ZumPunkte8liegtkeineWortmeldungvor ,derbezüglicheAn-¬tragwirdalsgenehmigterklärt.



er ( sotdeme )beantragt ,derVerfügungdesBürger
eisters ,womitdenaktivenAngestelltenfürdenMonatNovember

zahlungengeleistet wordensind ,nachtrüglichzugenehmigen.
tragwirdangenommen

rselbe Referentstellt denantragauf nechträglicheG
nernöhtenZuwendungenfürdiePensionsparteienderGe
ndihrerUnternehmungeneinschliesslichderLehrerspemei

sionsparteien.DErfordernisbeträgt321MillionenKronen,wo
dieHälftevonderGemeindeWienzubedeckenist

Kunschak(Crietl-3oz)bemängelt,dasinderV
wiederderFassusonthaltensei ,dasdieZuwendungennur
onsparteien,dieihrenordentlichenwohnsitzimIalandehaben

Es gehe nicht an ,daa alten Dienern derGemeind
im Auslande wohnen ,vor allen billigen Hücksichten ,die
GemeindeimengstenHahnenverübtwerden,ausgeschl
ganzenAuslagenfürdiePensionistenimAuslandemo

ichtfünfMillionenKronenausmachenWenn36Millienenk
kaufvonAktienkeineRollespielen,sodürfanauohfünt
die PensionistenimAuslandekeineRollespiele

nigstens die Weihnachtenerträglich zu machenRednerbe
Satz ,undseinenordentlichenWohnsitzimAuslandek

ie Zuwendungenauchfür diePensionspartsis
rträgenzugeben.

Wawerka( chr .soz . )besrrichtdasFensionistenelende
ner Pensionistenschandegewordensei Essei notwændig,dassdas

kommenderPensionistendemderaktivenLehrpersonenangebasstwerde
erdiesmüsstensowonlrensionistenalsAktiveaufdieihnenbereirat bewilligtenBezügeübermässiglangwartenDieBezüge

sogenanntenFreigegenständeseiensogeringdaßsichbald
Kraftsmehrdafürfindenwerden.AllerdingshabederWiener
nderatwiedernoltaufbesserungenbewilligt ,Eswurdebeschlos-¬

cheAufbesserungenrückwirkendbis1 .Mürzzugewähren,aber
1 Dezemberseien sie nochnicht ausbezahltworden .Die Bezügefür

deeUeberstundenderBürgerschullehrerseienseit Beginndesheürigen
Schußjahresüberhauptnichtflüssiggemachtworden.Rednerwünscht,

ndiesenDingenOrdnunggeschaffenwerde
derReferentbemerktgegenüberdemGR.Kunschak,dasbeim

StaateeinewirklicheRegelungderPensionsverhältnissebisheute
nichterfolgtseiunddasdieGemeindeerstnachderDurchführung
der staatlichen Regelungdiese Frageerledigenkönne .Imandern
FallewürdesieGafahrlaufen,dasderStaatihreineStrafeauf-¬
erlege wiees bereits einmalgeschehenist ,als die Gemeindeim
eigenerWirkungskreisfürPensionistenetwasgetanhat .Damals
wurdedie Gemeindemit einer Strafsummevon400,000 . 000belegt .
GegenüberdenAusführungendesGR.WawerkabemerktderReferent,
dasdie rüvkwirkendenGebührenfür die Nebengegenständenoch
nichtausbezahltwordenseien ,weilderGemeinderatsausschusserst

kürzlicheeinenbezüglichenBeschlussgefassthabe.Imübrigenneh
dieKritikdesHerrnWawerkasehrwunder,wennmansicherinnert,
dassdenAngestelltensolcheBezügefrüher3bis4JahrevorenthaltenwordensindyDamalshabesichHerWawerkaumdieAngestellten
rechteniegekümmertSeineAusführungenmüssendaheralsböswil
KritikbezeichnetwerdenKeineParteihabejemalssounpoltisch
verwaltetwiediegegenteigeherrschende.Ichbegreifees ,da
dieZeitenindenendiePreisrevolutionenausdenandernHausai
gehend,indiesemSaalehierAngriffapunktegesucht,werden,s
wenndieChristlichsozialentun ,wäreihnenzurateneinbischen
geschickervorzugehenBeiderAbstimmungwirdderReferentenantragangenomderAntragKunschakbezüglichderStreichungdesgenanntenSat
abgelehnt,derandereAntragdergeschäftsordnungsmässigenB

zugeführte

1eFunanevonDrahtgitterwändenur
ie LefLionenkronentmitKonsr
lionrnesHolzgeländersmitixein

ägewerdenangenommen
ufgeschlitzungwird

asch BüirgardarStad
inemBehatheutein seinervertraulichens

Sten.Richterbeschlossen ,denPubilzietenLudwigBas
Würdigungseineslangjährigen,verdienstvollenWirkensaufjou

nalistischemundkaritativemGebietezumBürgerderStadt
zuernennen

LudwigBasch ,der jüngsteBürgerder StadtWienfei
am12 .Dezember. J .seinen70Geburtstagundgleichzeitigdas
Jübiläumseiner40jährigenZugehörigkeitzurRedaktiondes
" IllustriertenWienerExtrablattes"inwelchererseit40Jah-¬
renununterbrochenalsTheater-undKommunalredakteurtätigist
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